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Digi-Dobler und
der Akkusativ

«Jetzt hats Digi-Dobler auf die
Armeeabgesehen», twitterte am
Donnerstag der Rapperswiler
FDP-NationalratMarcelDobler.

«Ich fordere in drei Vorstössen
elektronischer Bürokratieabbau
für die Armee!» Schade, dass er
dabeiderAkkusativgleichmitab-
baut. (ffe)

«Was sind vorläufig aufgenom-
mene Flüchtlinge?», fragt die
Zürcher SVP-Nationalrätin Bar-
baraSteinemanndenBundesrat
in einemVorstoss.Wir habendie
Antwort:Einvorläufigaufgenom-
mener Flüchtling ist ein Flücht-
ling, der eine vorläufige Aufnah-
me in der Schweiz erhält. (bär)

Bildungspolitiker buhlen umBundesüberschuss
Verteilkampf Fast dreiMilliarden FrankenÜberschuss hat der Bund für das Jahr 2017 ausgewiesen. Politiker aus
dem linken Lager sowie ausCVP und FDP fordern deshalb, dass Sparpläne bei der Bildung beerdigt werden.

WoGeld ist, sinddieBegehrlich-
keitenmeist nichtweitweg:Die-
se Regel gilt auch in der Politik,
das zeigt sich gerade wieder ein-
mal beispielhaft. ImFebruar prä-
sentierte Finanzminister Ueli
Maurer fürdas Jahr 2017 statt des
budgetiertenDefizitseinenÜber-
schuss von fast drei Milliarden
Franken. Jetzt gehen Bildungs-
politiker angesichts dieses guten
Ergebnisses in die Offensive –
und verlangen, dass die Finanz-
überschüsse der Bildung zugute
kommen sollen.

Einenentsprechenden,gleich
lautenden VorstosshabenNatio-
nalräte verschiedener Parteien

dieseWoche eingereicht. Mit im
Boot sitzenVertretervonGrünen,
SP, CVP und FDP.

SVPwarnt
vorÜbermut

Konkret fordern sie, dass die im
Zahlungsrahmen für die Jahre
2017 bis 2020 vorgesehenen In-
vestitionen in Bildung und For-
schung – gesamthaft geht es um
26,4MilliardenFrankenübervier
Jahre für Berufsbildung, Hoch-
schulen oder Innovationsförde-
rung – ohneKürzungen erfolgen.
«Die finanzielle Situation des
Bundes rechtfertigt keinerlei
Sparmassnahmen bei der Bil-

dungmehr», sagtMartinaMunz
(SP/SH).

Wenn die Bildungslobby von
Kürzungen spricht, dannbezieht
sie sichaufdenZahlungsrahmen,
dendasParlament festgelegthat.
Es geht dabei meist nicht um
eigentliche Kürzungen der Aus-
gaben – sondern um Kürzungen
der geplanten Erhöhungen. Die-
se erfolgen jeweils im Rahmen
deralljährlichenBudgetverhand-
lungen im Bundesrat und später
imParlament. Dabei geraten die
Bildungsinvestitionen oft unter
Druck. Denn sie gehören zu den
ungebundenen Ausgaben – also
jenen,die sicheinfachkürzen las-

sen. Nach aktuellem Stand der
Planung fallen die Bildungsaus-
gabenumbeinahe600Millionen
Franken tiefer aus, als dies das
Parlament ursprünglich geplant
hat. Die Zahl ergibt sich aus be-
reits vorgenommenenBudgetan-
passungen für 2017und2018 so-
wie jenen, die der Bundesrat für
2019 und 2020 vorsieht.

Für Christian Wasserfallen
(FDP/BE) ist es «ein Unding»,
dass Verpflichtungskredite her-
unterkorrigiertwerden. «Für die
Hochschulen erschwert es die
Planung, wenn sie nicht sicher
sein können, ob das in Aussicht
gestellte Geld auch tatsächlich

kommt. Dieses Stop-and-Go ist
schädlich», sagt der Berner. Zu
denMotionärengehört auchAn-
drea Gmür-Schönenberger. Die
Luzerner CVP-Nationalrätin ar-
gumentiert etwamitdenHeraus-
forderungen, die sich gerade im
Bildungsbereich durch die Digi-
talisierung stellen. «Viele Leute
müssenumgeschult oderweiter-
gebildet werden, dafür ist jeder
Frankennotwendig», sagtGmür-
Schönenberger.

Trotz der Unterstützung aus
vierParteien:DerWegdurchdas
Parlament wird steinig für das
Anliegen.Doches ist sowiesovor
allem als Zeichen der Bildungs-

politiker verschiedener Partei-
couleur zu verstehen – und als
Vorgeschmack auf Verteilkämp-
fe, die durch den Milliarden-
überschuss des Bundes befeuert
werden. SVP-Finanzpolitiker
FranzGrüterwarnt aber trotzder
erfreulichen Finanzlage davor,
«übermütig zu werden». Der
Luzerner sagt, es brauche an-
gesichts anstehender Grosspro-
jekte wie der AHV-Revision, der
Steuervorlage 17oderdergeplan-
ten Abschaffung der Stempel-
steuer «auch in Zukunft viel fi-
nanzpolitischeDisziplin».

DominicWirth

Ärzte verlierendieGeduld
Zigaretten Der Streit umdie Tabakwerbung spitzt sich zu. Ärzte undGesundheitsorganisationen lancieren

kommendeWoche eine Volksinitiative. Das Ziel: ein Verbot für Tabakwerbung im öffentlichenRaum.

Tobias Bär

«GeschmackvonFreiheit,Risiko
und Abenteuer, sexuelle Anzie-
hungskraft, Rebellion» – auf die-
seWerte, die Jugendlicheanspre-
chen, setzenZigarettenhersteller
inderWerbung.Das schreibt der
Bundesrat in seinemBericht zum
Tabakproduktegesetz. Mit die-
sem will er das bestehende Ver-
bot von Tabakwerbung, die sich
speziell an Jugendliche unter 18
Jahren richtet, konkretisieren.

Tabu sind Anzeigen heute
etwa an Orten, wo sich haupt-
sächlich Jugendliche aufhalten.
Künftig soll das Werbeverbot
auch in Gratiszeitungen und im
Internet gelten, ausser eshandelt
sichumkostenpflichtigeoderEr-
wachsenen vorbehaltene Web-
seiten. An Verkaufsstellen will
derBundesrat keineTabakrekla-
me direkt neben Bonbons, Kau-
gummis und Süssigkeiten mehr
sehen.

Tabakwerbungnur
noch inNachtclubs

VonderArbeitsgemeinschaftTa-
bakpräventionbekommtdieLan-
desregierung dafür in der Ver-
nehmlassung, die kommenden
Freitag endet, ein klares Nein.
Auch mit dem neuen Gesetz wä-
ren Kinder und Jugendliche «der
ganzen Wucht des Tabakmarke-
tings ausgesetzt», heisst es in
der Stellungnahme, die von wei-
teren Organisationen wie der
Krebsligagetragenwird.DerÄrz-
teverband FMH bezeichnet die
Werbeeinschränkungenals«mut-
und weitgehend wirkungslos».
Nötig sei ein lückenloses Verbot,
das insbesondere die Plakat- und
Kinowerbung umfasse. Auch der
Berner SP-StänderatHans Stöck-
li bezeichnet die Vorlage als un-

tauglich. Zusammen mit einem
«HeervonWeisskitteln»,alsoder
geballten Ärzteschaft, lanciert
Stöckli amDienstageineVolksin-
itiative «zum Schutz der Kinder
und Jugendlichen vor Tabakwer-
bung».DasZiel:Zigarettensollen
nicht mehr an Orten beworben
werden dürfen, an denen sich Ju-
gendliche unter 18 Jahren legal
aufhalten können.

Der Bundesrat wolle mit sei-
ner Vorlage den Zigarettenver-
kauf an Minderjährige schweiz-

weit verbieten, so Stöckli. Da sei
es nur konsequent, die Jugendli-
chenper InitiativevorTabakwer-
bung im öffentlichen Raum zu
schützen, so Stöckli. Möglich
wäre Werbung mit der Initiative
beispielsweise noch in Nacht-
clubs.Bei JapanTobacco Interna-
tional mit Sitz in Dagmersellen
hält man wenig von der Vorlage
des Bundesrates und noch weni-
ger vonder Initiative:MitWerbe-
verboten für ein legal erhältliches
Produkt würden Hersteller und

Händler in ihrerWirtschaftsfrei-
heit eingeschränkt, «ohne dass
dadurch ein Nutzen für die öf-
fentliche Gesundheit entsteht»,
sagt SprecherKevinSuter. Frank-
reich kenne seit Jahrzehnten ein
striktes Tabakwerbeverbot, der
Anteil derRaucher sei aberhöher
als in der Schweiz.

MitderLancierungderVolks-
initiative legtendieTabakgegner
ein «erstaunliches Demokratie-
verständnis»andenTag, sagt Su-
ter. Das vom Bundesrat ausge-

arbeitete Tabakproduktegesetz
biete jaGelegenheit zurKlärung.
Ständerat Stöckli hingegen
meint, griffige Einschränkungen
liessen sich nurmit demVolk er-
wirken, daesdafür imParlament
keine Mehrheit gebe. 2016 war
der Bundesratmit einem umfas-
sendenWerbeverbot bei der bür-
gerlichenMehrheit imParlament
abgeblitzt. Für die FDP und die
SVP gehen die Werbeeinschrän-
kungen auch im zweiten Anlauf
zu weit, die Stellungnahme der
CVP liegt noch nicht vor.

Rauchverbot soll auch für
E-Zigarettengelten

Kritik gibt es auch an den vorge-
schlagenenRegelungen fürAlter-
nativprodukte. Der Bundesrat
will das geltende Handelsverbot
für nikotinhaltige E-Zigaretten
zwar aufheben, elektronischeZi-
garettenundTabakprodukte zum
Erhitzen sollen in Zukunft aber
nicht mehr in geschlossenen öf-
fentlichen Räumen genutzt wer-
den dürfen. Der Verband der
Schweizer Händler und Herstel-
ler vonE-Dampfgerätensiehtkei-
nen Grund, das Dampfen dem
Bundesgesetz zum Schutz vor
Passivrauchen zu unterstellen,
schliesslich entstünden «keine
nennenswerten Schadstoffe».
DerBundesrat schreibt in seinem
Bericht, elektronischeZigaretten
seiengemässFachleutendeutlich
weniger schädlichalsTabakziga-
retten, zu den Langzeitrisiken
von E-Zigaretten und anderen
gleichartigen Produkten sei bis-
her aber wenig bekannt.

2016 dampften gemäss An-
gaben des Bundes 0,4 Prozent
derüber 15-Jährigen täglichE-Zi-
garetten.DerAnteil derRaucher
liegt seitmehreren Jahrenunver-
ändert bei rund 25 Prozent.

Abgesehen von Andorra undMonaco hat die Schweiz in Europa dasmildeste Tabakwerbeverbot. Bild: Getty

Protest der
Schweiz in Ankara
Diplomatie Die Schweiz hat ge-
genüber der Türkei scharf gegen
mutmassliche Spionageaktivitä-
ten und Entführungspläne pro-
testiert.DieSchweizdulde solche
Aktivitätenauf ihremTerritorium
zu «keinem Zeitpunkt», teilte
PascaleBaeriswyl, Staatssekretä-
rin imAussendepartement, ihrem
türkischenAmtskollegenmit.

Das Ministerium in Ankara
wies die Anschuldigungen hin-
gegen zurück, dass Angestellte
derBotschaft inBerndieEntfüh-
rung eines Geschäftsmanns ge-
plant hätten. (sda)
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